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Kooperatives Baulandmodell Köln 
2017 plus  

A. Richtlinie zur Anwendung in Be-
bauungsplanverfahren  

Die Richtlinie Kooperatives Baulandmo-
dell Köln ist am 04.04.2017 durch den 
Rat der Stadt Köln beschlossen und am 
10.05.2017 im Amtsblatt bekannt gemacht 
worden. Im Folgenden ist die Richtlinie 
in Ihrem Wortlaut aus dem Amtsblatt ab-
gedruckt. 

Präambel

In § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch (BauGB) 
wird der Anspruch beschrieben, dass Bau-
leitpläne eine dem Wohl der Allgemein-
heit dienende sozialgerechte Bodennut-
zung gewährleisten sollen. Ergänzt wird 
dies mit dem in § 1 Absatz 6 BauGB for-
mulierten Auftrag, insbesondere die 
Wohnbedürfnisse der Bevölkerung dabei zu
berücksichtigen.  

Die aktuelle Bevölkerungsprognose weist 
Köln auch für die kommenden Jahre als 
Wachstumsstadt aus. Bis 2029 werden rund
1.161.000 Menschen und mehr als 600.000 
Haushalte in der Stadt leben. Durch den 
steten Bevölkerungszuwachs steigt der 
Druck auf den bestehenden Wohnraum wei-
ter, und ein Anstieg der Mieten ist zu 
erwarten. 

Vor dem Hintergrund der beschriebenen 
Kölner Situation und dem Anspruch des 
Gesetzgebers hat der Rat der Stadt Köln
die Handlungsnotwendigkeit erkannt und 
gemäß § 41 Absatz 1 Buchstabe t) Gemein
deordnung für das Land Nordrhein-Westfa
len (GO NRW) mit dem "Kooperativen Bau-
landmodell Köln" (KoopBLM) ein Instru-
ment etabliert, das geeignet ist, den 
Anteil öffentlich geförderten Wohnungs-
baus in der Stadt zu erhöhen und damit 
eine sozialgerechtere Bodennutzung zu 
fördern. 

Erstmals wurde das "Kooperative Bauland-
modell Köln" (KoopBLM) am 17.12.2013 vom

Rat der Stadt Köln beschlossen und am 
24.02.2014 im Amtsblatt der Stadt Köln 
bekannt gemacht. 

1 Ziel und Aufgabe des Modells, Be-
griffe 

(1) Ziel des Modells ist es, den Anteil 
des öffentlich geförderten Wohnungsbaus 
am gesamtstädtischen Wohnungsneubau zu 
erhöhen und die planbedingten Folgekos-
ten auf die Planbegünstigten zu übertra-
gen. 

(2) Aufgabe der Richtlinie ist es, die 
Verpflichtungen des Planbegünstigten auf
Grundlage von Absatz (1) zu definieren 
und Regelungen für den Ablauf der Bebau-
ungsplanverfahren bei Anwendung des Mo-
dells festzulegen. 

(3) Als Planbegünstigte im Sinne dieser 
Richtlinie gelten die Verfügungsberech-
tigten der Flächen, auf denen im Bebau-
ungsplan Wohnbauflächen festgesetzt wer-
den sollen. An deren Stelle können sich 
auch andere Planbegünstigte, die noch 
nicht verfügungsberechtigt sind, zur 
Übernahme der Verpflichtungen nach Num-
mer 3 dieser Richtlinie bereit erklären. 
 
(4) Als öffentlich geförderter Wohnungs-
bau im Sinne dieser Richtlinie gelten 
Wohnungsbauvorhaben, die mit Wohnungs-
baufördermitteln des Landes NRW errich-
tet werden können. 

2 Anwendungsbereich 

(1) Das Modell ist bei allen Vorhaben 
anzuwenden, für die eine verbindliche 
Bauleitplanung Voraussetzung für die 
Schaffung von Planungsrecht ist und die 
(unter anderem) die Schaffung von Bau-
recht für Wohnzwecke zum Ziel haben. 
 
(2) Vorhaben gemäß Absatz (1), bei denen 
Baurecht für unter 1.800 m² Geschossflä-
che (GF) für Wohnzwecke oder für weniger 
als 20 Wohneinheiten (WE) geschaffen 
wird, sind von der Übernahme der Ver-
pflichtungen nach Nummer 3 Absatz (1) 
Buchstabe a) entbunden. 
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3 Verpflichtungen 

(1) Der Planbegünstigte eines Vorhabens 
verpflichtet sich, 
 
a) mindestens 30 % der GF für Wohnzwecke 
im öffentlich geförderten Wohnungsbau 
innerhalb des Plangebietes zu errichten 
und für diesen zu binden, sofern die 
maßgeblichen Wohnraumförderbestimmungen 
des Landes NRW betreffend der Sozial-
raumverträglichkeit eingehalten werden 
können. Die Planung muss die geltenden 
Wohnraumförderbestimmungen einhalten; 
 
b) den ursächlichen Mehrbedarf im Be-
reich Kindertagesstätte nach den Vorga-
ben der Stadt Köln innerhalb des Plange-
bietes zu errichten oder den Mehrbedarf 
unterhalb des maßgeblichen Schwellen-
werts alternativ abzulösen; 
 
c) die ursächlichen öffentlichen Spiel-
flächen nach den Vorgaben der Stadt Köln 
innerhalb des Plangebietes herzustellen 
und an die Stadt Köln unentgeltlich, 
kosten- und lastenfrei zu übertragen o-
der den Mehrbedarf unterhalb des maßgeb-
lichen Schwellenwerts alternativ abzulö-
sen;  

d) die ursächlichen öffentlichen bezie-
hungsweise öffentlich zugänglichen Grün-
flächen nach den Vorgaben der Stadt Köln 
innerhalb des Plangebietes herzustellen 
und an die Stadt Köln unentgeltlich, 
kosten- und lastenfrei zu übertragen o-
der den Mehrbedarf unterhalb des maßgeb-
lichen Schwellenwerts alternativ abzulö-
sen; 
 
e) Regelungen zur Durchführung und Un-
terhaltung von Ausgleichsmaßnahmen nach 
Bundesnaturschutzgesetz sowie zur Über-
nahme von Ausgleichskosten vertraglich 
zu vereinbaren; 
 
f) die Planung innerhalb von in der Re-
gel drei Jahren ab Inkrafttreten des Be-
bauungsplanes umzusetzen; 
 
g) Regelungen zur Durchführung von ur-
sächlichen Erschließungsmaßnahmen ver-
traglich zu vereinbaren und die Er-

schließungsflächen unentgeltlich, kos-
ten- und lastenfrei an die Stadt Köln 
abzugeben; 
 
h) eine Planungsvereinbarung zur Über-
nahme der ursächlichen Planungskosten 
mit der Stadt Köln zu schließen; 
 
i) bei Vorhaben, bei denen Baurecht für 
mehr als 75 Wohneinheiten (WE) oder un-
abhängig von der Anzahl der WE eine Ge-
schossfläche für Wohnzwecke von 6.750 m² 
geschaffen werden, ein Qualifizierungs-
verfahren als Grundlage der Planung 
durchzuführen. In städtebaulich an-
spruchsvollen Lagen soll in Absprache 
mit dem Planbegünstigten auch ohne Er-
reichen des Schwellenwertes ein Qualifi-
zierungsverfahren durchgeführt werden. 
 
(2) Von diesen Verpflichtungen unberührt 
bleiben die Pflichten des Planbegünstig-
ten auf Grundlage bestehender anderer 
gesetzlicher Regelungen. 

(3) Im Regelfall wird davon ausgegangen, 
dass die Angemessenheit der Verpflich-
tungen gemäß Absatz (1) zur Wahrung der 
wohnungspolitischen Ziele der Stadt Köln 
gemäß § 11 Absatz 2 BauGB gegeben ist. 
 

4 Regelungsinstrumente 

(1) Zur Übernahme der Verpflichtungen 
gemäß Nummer 3 Absatz (1) Buchstaben a) 
bis g) sind städtebauliche Verträge ge-
mäß § 11 BauGB beziehungsweise ein 
Durchführungsvertrag im Rahmen des § 12 
BauGB abzuschließen.  
 
(2) Im Fall von Flächenübertragungen zur 
Verpflichtungsübernahme gemäß Nummer 3 
Absatz (1) Buchstaben b) bis e) und g) 
sind ergänzende Übertragungsverträge zu 
schließen.  
 
(3) Die planungsrechtliche Sicherung der 
Flächen für den öffentlich geförderten 
Wohnungsbau im Bebauungsplan soll in Ab-
stimmung mit dem Planbegünstigten und 
kann mittels Festsetzungen nach § 9 Ab-
satz 1 Nummer 7 BauGB erfolgen. 
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(4) Die planungsrechtliche Sicherung der
Flächen für Grundschulen und Kinderta-
gesstätten im Bebauungsplan kann mittels
Festsetzungen nach § 9 Absatz 1 Nummer 5
BauGB erfolgen.  
 
(5) Die planungsrechtliche Sicherung der
Flächen für öffentliche Grünflächen und 
Spielplätze im Bebauungsplan kann mit-
tels Festsetzungen nach § 9 Absatz 1 
Nummer 15 BauGB erfolgen. 

5 Durchführung

(1) Planbegünstigte von Vorhaben, für 
die eine verbindliche Bauleitplanung 
durchzuführen ist und die (unter ande-
rem) die Schaffung von Baurecht für 
Wohnzwecke zum Ziel haben, erklären sich 
- unabhängig von dem Umfang der zu 
schaffenden GF für Wohnzwecke bezie-
hungsweise der Anzahl der WE - im Vor-
feld des Aufstellungs- oder Einleitungs-
beschluss des erforderlichen Bebauungs-
planverfahrens für Vorhaben gemäß Nummer 
2 mit einer Anwendungszustimmung zur 
Übernahme der Verpflichtungen aus diesem 
Modell bereit. 
 
(2) Die Anwendungszustimmung ist zwin-
gender Bestandteil der Unterlagen zum 
Aufstellungs- oder Einleitungsbeschluss. 
 
(3) Für verbindliche Bauleitplanverfah-
ren, die auf Betreiben der Stadt Köln 
begonnen werden, kann im Einzelfall auf 
die Pflicht zur Vorlage einer Anwen-
dungszustimmung zum Aufstellungsbe-
schluss verzichtet werden. Ebenso kann 
die Pflicht zum Abschluss einer Pla-
nungsvereinbarung gemäß Nummer 3 Absatz 
(1) Buchstabe h) entfallen. Hierüber 
entscheidet die "Lenkungsgruppe Koopera-
tives Baulandmodell". 

(4) Die Ermittlung der durch den Planbe-
günstigten einzugehenden Verpflichtungen 
gemäß Nummer 3 Absatz (1) erfolgt im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens durch 
die Stadt Köln. 
 
(5) Verträge nach Nummer 4 Absatz (1) 
und gegebenenfalls zu schließende Über-
tragungsverträge nach Nummer 4 Absatz 
(2) sind vor dem Satzungsbeschluss über 

den betreffenden Bebauungsplan abzu-
schließen. 

6 Gesamtstädtische Koordination

(1) Die "Lenkungsgruppe Kooperatives 
Baulandmodell" überwacht die gesamtstäd-
tische Anwendung des Modells, entschei-
det unter anderem in Fällen gemäß Nummer
5 Absatz (3) dieser Richtlinie sowie bei
Vorhaben, die eine Umlegung erforderlich
machen, über mögliche Entbindungen von 
den Verpflichtungen gemäß Nummer 3 Ab-
satz (1) dieser Richtlinie und begleitet
die Modellanwendung fachlich.  
 
(2) Die "Geschäftsstelle Kooperatives 
Baulandmodell" koordiniert die gesamt-
städtische Anwendung des Modells. Hierzu
obliegen ihr vor allem die folgenden 
Aufgaben: 
 
a) Begleitung der einzelnen Vorhaben, 
die gemäß Nummer 2 in den Anwendungsbe-
reich der Richtlinie fallen, 
 
b) Erstellung, kontinuierliche Fort-
schreibung und Bekanntmachung der "Um-
setzungsanweisung KoopBLM", als Hand-
lungsanweisung präzisiert, für die be-
teiligten Akteure der Modellanwendung 
der Richtlinie, 

c) Durchführung eines anwendungsbeglei-
tenden Monitorings sowie einer periodi-
schen Evaluation, 
 
d) Geschäftsführung der "Lenkungsgruppe 
Kooperatives Baulandmodell" gemäß Absatz
(1), 
 
e) Durchführung der anwendungsbegleiten-
den Öffentlichkeitsarbeit. 
 
(3) Die Anwendung dieser Richtlinie ist 
alle fünf Jahre ab Inkrafttreten wir-
kungsbezogen zu evaluieren.  
 
(4) Die Entscheidung über die Grundsätze
und die Systematik des "Kooperativen 
Baulandmodells Köln" obliegt dem Rat der
Stadt Köln. Der Stadtentwicklungsaus-
schuss sowie der Ausschuss für Soziales 
und Senioren sind als beratende Fachaus-
schüsse anzuhören. 
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7 Schlussbestimmungen

(1) Das "Kooperative Baulandmodell Köln 
(KoopBLM) - Richtlinie zur Anwendung in 
Bebauungsplanverfahren" in der vorlie-
genden Fassung gilt mit dem Tag der Ver-
öffentlichung seines Beschlusses im 
Amtsblatt der Stadt Köln.  
 
(2) Für Vorhaben, die gemäß Nummer 2 in 
den Anwendungsbereich der Richtlinie 
fallen und deren Aufstellungs- oder Ein-
leitungsbeschluss mit oder nach dem Tag 
der Bekanntmachung dieser Richtlinie be-
kannt gemacht wird, sind die Regelungen 
dieser Richtlinie anzuwenden. 
 
(3) Für Vorhaben auf Grundstücken, die 
nachweislich nach dem 22.09.2016 und vor 
dem Tag der Bekanntmachung des "Koopera-
tiven Baulandmodells Köln (KoopBLM) - 
Richtlinie zur Anwendung in Bebauungs-
planverfahren" in der vorliegenden Fas-
sung erworben wurden, wird die Ver-
pflichtung gemäß Nummer 3 Absatz (1) 
Buchstabe a) zur Errichtung öffentlich 
geförderten Wohnungsbaus auf einen An-
teil von 20 % oder mehr der mit der Pla-
nung geschaffenen GF Wohnen reduziert. 
Bei Vorhaben auf Grundstücken, die zwi-
schen dem 24.02.2014 bis einschließlich 
22.09.2016 erworben wurden, gelten die 
Anwendungsvoraussetzungen des Kooperati-
ven Baulandmodells 2014 einschließlich 
des dort festgeschriebenen Ziels der Er-
richtung von 30 % öffentlich gefördertem 
Wohnungsbau fort (Fassung der Bekanntma-
chung vom 24.02.2014 – Vorlage 
4325/2012). Diese Übergangsregelung kann 
nur in Anspruch genommen werden, wenn 
die entsprechenden Grundstücke bis zum 
30.06.2018 einer Bebauungsplanung (Be-
kanntmachung eines Aufstellungs- oder 
Einleitungsbeschlusses) zugeführt wer-
den. 
 
(4) Für Vorhaben, deren Aufstellungs- o-
der Einleitungsbeschluss zwischen dem 
24.02.2014 und dem 22.09.2016 bekannt 
gemacht wurde, gelten die Regelungen des 
KoopBLM in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 24.02.2014 fort.  
 

(5) Für Vorhaben mit über 25 Wohneinhei-
ten (WE), deren Aufstellungs- oder Ein-
leitungsbeschluss zwischen dem 
22.09.2016 und vor dem Tag der Bekannt-
machung dieser Richtlinie bekannt ge-
macht wurde, gilt - unabhängig von dem 
Resultat der Anwendungsprüfung zum Koop-
BLM in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24.02.2014 - die Pflicht zur Errich-
tung eines Anteiles von 30 % öffentlich 
geförderter Wohnungen. Im Übrigen sind 
die Regelungen des KoopBLM in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24.02.2014 
anzuwenden. 
 
(6) Die Planbegünstigten der Verfahren 
gemäß Absatz (3), (4) und Absatz (5) 
können sich auf eigenen Wunsch zur An-
wendung der Regelungen nach dieser 
Richtlinie bekennen. 
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B. Umsetzungsanweisung in der 
Fassung des Ratsbeschlusses
vom 05.05.2022 

Umsetzungsanweisung zur Anwendung des 
Kooperativen Baulandmodells Köln in Be-
bauungsplanverfahren (UA KoopBLM)  

1 Ziele und Aufgabe des Modells, Be-
griffe 

1.1 Planbegünstigte 
zu Nr. 1 (3) KoopBLM

Verfügungsberechtigte von Flächen sind 
grundsätzlich Eigentümer und Erbbau-
rechtsnehmer. Gibt es in einem Vorhaben 
mehrere Planbegünstigte, so besteht die 
Notwendigkeit, dass sich diese zu einer 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) 
zusammenschließen und gegenüber der 
Stadt Köln als ein Ansprechpartner auf-
treten. Alternativ besteht in Ausnahme-
fällen die Möglichkeit, dass einer der 
Planbegünstigten von den übrigen zum Ab-
schluss der Verträge gemäß Nummer 4 Ab-
satz 1 und 2 des Kooperativen Baulandmo-
dells – Richtlinie zur Anwendung in Be-
bauungsplanverfahren (KoopBLM) bevoll-
mächtigt wird. 
 
Gelingt dies jeweils nicht, kommt ein 
Umlegungsverfahren in Betracht. An-
sprechpartner hierfür ist die Geschäfts-
stelle des Umlegungsausschusses der 
Stadt Köln.  

Die Erklärung eines anderen Planbegüns-
tigten, der noch nicht verfügungsbefugt 
über die jeweiligen Grundstücke ist, die
Verpflichtungen des KoopBLM zu überneh-
men, muss schriftlich gegenüber der Ge-
schäftsstelle Kooperatives Baulandmodell
analog zur Anwendungszustimmung gemäß 
Nummer 5 Absatz 1 KoopBLM zum Zeitpunkt 
des Aufstellungs- oder Einleitungsbe-
schlusses erfolgen. Eine solche Situa-
tion kann bestehen, wenn beim Verkauf 
eines Grundstücks die Eigentumsübertra-
gung auf den künftigen Eigentümer noch 
nicht stattgefunden hat. Der notarielle 
Kaufvertrag oder der Erbbaurechtvertrag 
müssen erst zum Satzungsbeschluss vor-
liegen. 

1.2 Öffentlich geförderter Wohnungsbau 
zu Nr. 1 (4) KoopBLM 

Eine Übersicht der aktuell bestehenden 
Programme zur Wohnungsbauförderung fin-
det sich auf der Website des Ministeri-
ums für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung des Landes Nordrhein-
Westfalen (www.mhkbg.nrw/wohnen/wohn-
raumforderung, Zugriff am 30.11.2021). 
Hier sind auch Fördermöglichkeiten für 
Sonderwohnformen erläutert.  
 
Eine individuelle Beratung über die in 
Frage kommenden Fördermittel sowie bau-
technische Voraussetzungen für den öf-
fentlich geförderten Wohnungsbau erhal-
ten Planbegünstigte – auch zu einem frü-
hen Planungszeitpunkt, das heißt vor dem 
Aufstellungs- oder Einleitungsbeschluss 
des Bebauungsplanverfahrens – beim Amt 
für Wohnungswesen der Stadt Köln. 
 
Die abschließende Feststellung der För-
derfähigkeit der geplanten Objekte er-
folgt durch das Amt für Wohnungswesen 
der Stadt Köln mit Übersendung der För-
derzusage an den Förderantragsteller. 
Ein Förderantrag kann erst mit Einrei-
chung der Bauantragsunterlagen im Bauge-
nehmigungsverfahren nach Bekanntmachung 
des Satzungsbeschlusses zum Bebauungs-
plan gestellt werden.  

Die Umsetzung der Vorgaben der Wohnraum-
förderungsbestimmungen betreffend der 
Mietpreis- und Belegungsbindung sind mit 
dem städtebaulichen Vertrag zu vereinba-
ren und zu sichern. 
 

2 Anwendungsbereich 

2.1 Bauleitplanung 
zu Nr. 2 (1) KoopBLM 

Als verbindliche Bauleitplanungen gelten 
sowohl Bebauungsplanneuaufstellungen als 
auch -änderungen gemäß §§ 8, 13, 13a und 
13b Baugesetzbuch (BauGB) sowie vorha-
benbezogene Bebauungspläne (Vorhaben- 
und Erschließungspläne) gemäß § 12 
BauGB. 
 
Die Regelungen der Richtlinie finden 
grundsätzlich auch Anwendung, wenn zur 
Erschließung oder Neugestaltung des 
Plangebietes eine Umlegung im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes erforderlich 
ist. Über Abweichungen im Einzelfall 
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entscheidet die Lenkungsgruppe Koopera-
tives Baulandmodell. 
 
Für städtische Grundstücke, für die eine
Bebauungsplanung zur Schaffung von Bau-
recht für Wohnzwecke vorgenommen wird, 
sind die Inhalte der Richtlinie analog 
anzuwenden. Dies bedeutet, dass die sub-
stanziellen Verpflichtungen gemäß Nummer
3 Absatz 1 KoopBLM planerisch umzusetzen
sind.  
 
Erfolgt während des Bebauungsplanverfah-
rens eine Eigentumsübertragung der maß-
geblichen städtischen Grundstücke an ei-
nen Dritten, so tritt dieser als Planbe-
günstigter in das Verfahren mit der 
Pflicht zur Anwendung des Kooperativen 
Baulandmodells ein. 

2.2 Bagatellgrenze 
zu Nr. 2 (2) KoopBLM 

Grundlage zur Prüfung der Anwendbarkeit 
von Nummer 2 Absatz 2 KoopBLM sind die 
im Bebauungsplanentwurf gemachten Anga-
ben zur geplanten nutzungsspezifischen 
GF Wohnen gemäß § 20 Absatz 3 Satz 1 
Baunutzungsverordnung (BauNVO). 
 
Die abschließende Feststellung der An-
wendbarkeit von Nummer 2 Absatz 2 Koop-
BLM erfolgt nach Abschluss der Offenlage
durch die Geschäftsstelle Kooperatives 
Baulandmodell. 
 
Die Verpflichtungen gemäß Nummer 3 Ab-
satz 1 Buchstabe b) bis i) KoopBLM zur 
Übernahme planbedingter Folgekosten gel-
ten für den Planbegünstigten von Vorha-
ben gemäß Nummer 2 Absatz 1 KoopBLM un-
abhängig vom Umfang des im Bebauungsplan
vorgesehenen Baurechts für Wohnzwecke. 

3 Verpflichtungen 

Eine schematische Darstellung der gemäß 
Nummer 3 Absatz 1 KoopBLM bestehenden 
Verpflichtungen des Planbegünstigten 
findet sich in Abbildung 1. 

3.1 Öffentlich geförderter Wohnungsbau 
zu Nr. 3 (1) lit. a KoopBLM 

Die Sozialraumverträglichkeit des ver-
pflichtend zu errichtenden Anteils öf-
fentlich geförderten Wohnungsbaus wird 
im Einzelfall durch das Amt für Woh-
nungswesen der Stadt Köln vor Fassung 

des Aufstellungs- oder Einleitungsbe-
schlusses geprüft. Die Prüfanfrage beim 
Amt für Wohnungswesen wird durch das 
Stadtplanungsamt im Rahmen der Dienst-
stellenbeteiligung gestellt. Der Planbe-
günstigte erhält auf Wunsch eine Mittei-
lung über das Prüfergebnis.  
 
Bei der Planung des öffentlich geförder-
ten Wohnungsbaus sind die Wohnraumförde-
rungsbestimmungen des Landes NRW umzu-
setzen. In städtebaulich besonders be-
deutsamen Lagen besteht die Möglichkeit,
Ausnahmen von den Wohnraumförderungsbe-
stimmungen des Landes NRW beim Ministe-
rium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung des Landes NRW zu bean-
tragen. 
 
Der verpflichtend zu errichtende Anteil 
öffentlich geförderten Wohnungsbaus muss
mindestens zu zwei Drittel im Mietwoh-
nungsbau Förderweg A umgesetzt werden. 
Bis zu einem Drittel können wahlweise in
öffentlich gefördertem selbstgenutzten 
Wohneigentum oder im Mietwohnungsbau 
Förderweg B umgesetzt werden. Im Einzel-
fall kann von dieser Aufteilung mit Zu-
stimmung der Lenkungsgruppe Kooperatives
Baulandmodell abgewichen werden. 

Parallel zur abschließenden Erstellung 
der Bebauungsplanunterlagen beziehungs-
weise nach Satzungsbeschluss und Be-
kanntmachung des maßgeblichen Bebauungs-
plans arbeitet der Planbegünstigte die 
Bauantragsunterlagen für sein Vorhaben 
aus. Auf ihrer Grundlage stellt er einen
Antrag auf Wohnraumförderung beim Amt 
für Wohnungswesen im laut städtebauli-
chen Vertrag gemäß Nummer 4 Absatz 1 Ko-
opBLM vereinbarten Umfang. 
Die Verpflichtung des Planbegünstigten  
gemäß Nummer 3 Absatz 1 Buchstabe a) Ko-
opBLM gilt als erfüllt, wenn das Amt für
Wohnungswesen der Stadt Köln die ver-
tragsgemäße Umsetzung des öffentlich ge-
förderten Wohnungsbaus dem Stadtpla-
nungsamt bestätigt hat. Die Kontrolle 
der Mietpreisbindung der öffentlich ge-
fördert errichteten Objekte für den laut
städtebaulichen Vertrag gemäß Nummer 4 
Absatz 1 KoopBLM vereinbarten Umfang und
Zeitraum wird das Amt für Wohnungswesen 
der Stadt Köln übernehmen und bei Ver-
stoß an das Stadtplanungsamt der Stadt 
Köln melden. 
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3.2 Einschätzung der erwarteten Einwoh-
nerzahl im Plangebiet 
zu Nr. 3 (1) lit. b bis d KoopBLM 

Der rechnerischen Einschätzung des Mehr-
bedarfs in den Angebotssegmenten Kinder-
tageseinrichtung, öffentlicher Spiel-
platz und öffentliche Grünfläche wird 
die im Plangebiet erwartete Einwohner-
zahl zu Grunde gelegt. 
 
Die erwartete Einwohnerzahl wird auf 
Grundlage der nutzungsspezifischen Flä-
chenangaben (GF Wohnen gemäß § 20 
BauNVO) für das jeweilige Vorhaben durch
das Stadtplanungsamt in Zusammenarbeit 
mit dem Amt für Stadtentwicklung und 
Statistik der Stadt Köln eingeschätzt, 
als Bedarfsermittlungsgrundlage bekannt 
gegeben und planungsbegleitend über-
prüft. Dabei ist nur die GF Wohnen maß-
geblich, die durch das Bebauungsplanver-
fahren neu geschaffen wird. Das heißt, 
erfolgt auf Grundlage der Planung eine 
Nachverdichtung oder ‚Abriss und Neu-
bau‘, so wird ausschließlich die im Ver-
gleich zum bestehenden Planungsrecht zu-
sätzlich geplante GF Wohnen für die Ein-
schätzung herangezogen. Die Anzahl der 
Einwohner*innen im Plangebiet wird, wie 
in Abbildung 2 dargestellt, berechnet. 
 
Der Einschätzung der zukünftigen zusätz-
lichen Einwohner*innen in einem Plange-
biet werden dabei folgende Annahmen zu 
Grunde gelegt:  

 

Für die Größe einer durchschnittlichen 
Wohnung werden 90 m² GF (das heißt 72 m² 
Nettowohnfläche) veranschlagt. Die An-
zahl der Wohneinheiten berechnet sich 
auf Grundlage der Angaben zur gesamten 
GF Wohnen im Plangebiet. Diese „Normwoh-
nung“ von 90 m² ist maßgeblich für die 
Ermittlung aller Mehrbedarfe, deren Be-
rechnungen die Wohneinheiten zugrunde 
liegen. 
 
Die Erstbelegungsquote (Einwohner*innen 
pro Wohneinheit (EW/WE)) beträgt 2,3 
EW/WE für das gesamte Vorhaben.  
 
Die angenommenen Erstbelegungsquoten 
wurden stadtweit durch das Amt für 
Stadtentwicklung und Statistik auf 
Grundlage der Daten aus dem Zensus 2011 
hergeleitet (vergleiche www.stadtkoeln. 
de/politik-und-verwaltung/statistik/zen-
sus-2011, Zugriff am 03.12.2021). Vor 
dem Hintergrund des frühen Entwicklungs-
stadiums der Planung, ist die Annahme 
einer stadtweit einheitlichen Erstbele-
gungsquote angemessen. Die Hinzuziehung 
von Referenzwerten aus bereits bewohnten 
Baugebieten ist nicht zielführend, da 



mit Neubauvorhaben der Bestand nicht 
fortgeschrieben wird beziehungsweise 
werden soll. 

3.3 Betreuungsangebot für U3- und Ü3-
jährige Kinder (ehemals Kindertages-
stätte) 
zu Nr. 3 (1) lit. b KoopBLM  

Der aus der Planung resultierende ur-
sächliche Mehrbedarf von Betreuungsange-
boten für U3- und Ü3-jährige Kinder wird 
durch die Stabsstelle Integrierte Ju-
gendhilfe- und Schulentwicklungsplanung 
als zuständige Stelle der Stadt Köln im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Dienststellen gemäß § 4 Absatz 1 BauGB 
eingeschätzt und bekannt gegeben. Grund-
lage für die Ermittlung bildet die er-
wartete Einwohnerzahl im Plangebiet 
(vergleiche Erläuterungen unter 3.2). 
Planungsbegleitend erfolgt die Überprü-
fung des eingeschätzten Bedarfs, da sich 
die Planungsgrundlagen im Laufe eines 
Verfahrens ändern können. 
 
Die Stabsstelle Integrierte Jugendhilfe- 
und Schulentwicklungsplanung geht fol-
gendermaßen bei der Ermittlung der An-
zahl der Betreuungsplätze vor:  
Der Anteil an unter 3-Jährigen (U 3) und 
über 3-Jährigen (Ü 3), die Anspruch auf 
ein Betreuungsangebot haben, wird ver-
fahrensspezifisch anhand der erwarteten 
Einwohnerzahl ermittelt. 
 
Es bedarf jeweils konkreter Informatio-
nen zum geplanten Gebietscharakter (Be-
bauungsdichte, Gebäudetypologien, Nut-
zungsmischung, Finanzierungsarten der 
Wohnungen), um anhand von ähnlichen, be-
reits bezogenen Gebieten Annahmen zu 
einrichtungsspezifischen Einwohnerantei-
len treffen zu können. 

Der rechnerisch ermittelte Mehrbedarf im 
Angebotssegment der Betreuung von U3- 
und Ü3-jährigen Kindern wird dem beste-
henden Betreuungsplatzangebot gegenüber 
gestellt. Kann der für das jeweilige 
Planverfahren rechnerisch ermittelte 
Mehrbedarf mit den bestehenden Betreu-
ungsplatzkapazitäten gedeckt werden, so 
begründet das Vorhaben keinen ursächli-
chen Mehrbedarf. Kann der für das Vorha-
ben rechnerisch ermittelte Mehrbedarf 
durch das bestehende Betreuungsplatzan-
gebot nicht gedeckt werden, so entsteht 
ein ursächlicher Mehrbedarf in diesem 
Angebotssegment, zu dessen Deckung der 
Planbegünstigte gemäß Nummer 3 Absatz 1 
Buchstabe b) KoopBLM verpflichtet ist. 

Grundlage für die Beurteilung, ob der 
ermittelte Mehrbedarf im Angebotssegment 
der Betreuung von U3- und Ü3-jährigen 
Kindern mit dem bestehenden Betreuungs-
platzangebot gedeckt werden kann, bildet 
das städtische Konzept zur Kindergarten-
bedarfsplanung in Verbindung mit dem 
geltenden Flächennutzungsplan sowie dem 
Stadtentwicklungskonzept Wohnen. Diese 
Grundlagen wurden vom Rat der Stadt Köln 
beschlossen. 
Die Mindestgröße einer Kindertagesein-
richtung, die wirtschaftlich zu betrei-
ben ist, bietet 40 Betreuungsplätze (U3 
und Ü3 zusammen) und ist dreizügig orga-
nisiert.  
 
Ist der für das Planvorhaben ermittelte 
ursächliche Mehrbedarf im Angebotsseg-
ment der Betreuung von U3- und Ü3-jähri-
gen Kindern ≥ 40 Betreuungsplätze, ver-
pflichtet sich der Planbegünstigte im 
städtebaulichen Vertrag, im Plangebiet 
eine Kindertageseinrichtung entsprechend 
dem Bedarf und nach den Vorgaben der 
Stadt Köln bzw. des Landesjugendamtes zu 
errichten. Ansprechpartner hierzu ist 
das Amt für Kinder, Jugend und Familie 
der Stadt Köln. Das Objekt verbleibt im 
Eigentum des Planbegünstigten bzw. bei 
Weiterverkauf dem nachfolgenden Eigentü-
mer. 

Ist der ursächliche Mehrbedarf im Ange-
botssegment der Betreuung von U3- und 
Ü3-jährigen Kindern < 40 Betreuungs-
plätze, so verpflichtet sich der Planbe-
günstigte, Betreuungsplätze in Höhe des 
im Plangebiet generierten Bedarfs in 
Form von Großtagespflege (9 Betreuungs-
plätze) oder Tagespflege (5 Betreuungs-
plätze) nach den Vorgaben der Stadt Köln 
(s. auch Broschüre Rahmenbedingungen 
Großtagespflege, Stand 18.07.2019) zu 
errichten. In Abstimmung mit dem Amt für 
Kinder, Jugend und Familie kann das zu 
schaffende Angebot den im Plangebiet ge-
nerierten Bedarf unterschreiten.  
 
Bei der Schaffung eines solchen Betreu-
ungsangebotes verpflichtet sich die 
Stadt Köln zur langfristigen Anmietung 
der Räumlichkeiten zu angemessenen Miet-
konditionen und ist selbst für die Um-
setzung des Betreuungsangebotes verant-
wortlich (im Regelfall eine Untervermie-
tung oder eigene Trägerschaft). 
Für den Planbegünstigten besteht auch 
die Möglichkeit, anstelle der Schaffung 
von Räumlichkeiten für eine Großtages-
pflege oder eine Tagespflege eine Kin-
dertageseinrichtung zu errichten und da-
mit seinen ursächlichen Bedarf < 40 Be-
treuungsplätze über Gebühr zu decken. 
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Dies ist möglich, wenn hierfür ausrei-
chend Bedarfe aus der Umgebung bestehen. 
Ebenso ist es grundsätzlich möglich, mit 
der Errichtung einer Kindertageseinrich-
tung den ursächlich entstehenden Mehrbe-
darf mehrerer Planvorhaben in räumlichem 
und zeitlichem Zusammenhang zu decken. 
Dies ist in den städtebaulichen Verträ-
gen zu allen maßgeblichen Bebauungsplan-
verfahren zu regeln. 
 
Die Sicherung der Verpflichtung des 
Planbegünstigten zur Übernahme der Las-
ten zur Deckung des ursächlichen Mehrbe-
darfs an Betreuungsplätzen für U3- und 
Ü3-jährige Kinder erfolgt im Rahmen des 
gemäß Nummer 4 Absatz 1 KoopBLM zu 
schließenden städtebaulichen Vertrags.  
 
Die Verpflichtung zur Deckung des ur-
sächlichen Mehrbedarfs an Betreuungs-
plätzen für U3- und Ü3-jährige Kinder 
gilt als erfüllt, wenn die errichtete 
Kindertageseinrichtung oder ein gleich-
wertiges Betreuungsangebot von der zu-
ständigen Fachdienststelle erfolgreich 
abgenommen und dies dem Stadtplanungsamt 
bekannt gemacht wurde. 

3.4 Öffentlicher Spielplatz  
zu Nr. 3 (1) lit. c KoopBLM 

Der aus der Planung resultierende ur-
sächliche Mehrbedarf im Bereich öffent-
licher Spielplatz wird auf Grundlage des 
Planungskonzeptes im Rahmen der frühzei-
tigen Beteiligung der Dienststellen ge-
mäß § 4 Absatz 1 BauGB eingeschätzt und 
bekannt gegeben. Grundlage für die Er-
mittlung bildet die erwartete Einwohner-
zahl im Plangebiet (vergleiche Erläute-
rungen unter 3.2). Sofern sich im Laufe 
des Verfahrens Änderungen im Planungs-
konzept hinsichtlich der Nutzungen und 
Einwohnerzahlen ergeben, müssen die Be-
darfe entsprechend angepasst werden. 
 
Es wird davon ausgegangen, dass je Ein-
wohner*in im Plangebiet ein Bedarf von 2 
m² öffentlicher Spielplatzfläche begrün-
det wird (vergleiche Stadt Köln, Dezer-
nat für Bildung, Jugend und Sport (Her-
ausgeber) 2018: Spielplatzbedarfsplanung 
der Stadt Köln 2018. Köln: Seite 4 f.). 
Der Flächenbedarfswert orientiert sich 
an der Anzahl der Einwohner*innen und 
nicht an der Anzahl der Kinder und Ju-
gendlichen, da die Multifunktionalität 
der Spielplätze und ihr erweiterter 
Freizeitwert auch als Orte der Begegnung 
und Kommunikation beziehungsweise Frei-

zeitinseln im Wohnumfeld für alle Al-
ters- und Bevölkerungsgruppen zur Verfü-
gung stehen sollen. 

 

Das gesamte Gebiet der Stadt Köln ist 
mit Spielplätzen mit wohngebietsbezoge-
ner Funktion unterversorgt. Grundsätz-
lich kann also davon ausgegangen werden, 
dass bei allen Planvorhaben der rechne-
risch ermittelte Mehrbedarf auch dem ur-
sächlichen Mehrbedarf entspricht. 
 
Die Mindestgröße eines öffentlichen 
Spielplatzes, der zweckmäßig zu gestal-
ten und betreiben ist, beträgt 500 m². 
Dieser Wert stützt sich auf langjährige 
Erfahrungswerte der Stadt Köln und wird 
zudem als Richtwert in der DIN 18034‚ 
Spielplätze und Freiräume zum Spielen‘ 
benannt. Flächen < 500 m² werden durch 
den hohen Nutzungsdruck schnell zerstört 
und können ihre Funktion nicht entfal-
ten.  
 
Als generelle Vorgaben zur Gestaltung 
und Herstellung einer öffentlichen 
Spielplatzfläche gelten unter anderem 
folgende Grundsätze: 

– Öffentliche Spielplatzflächen sind 
planungsrechtlich im Bebauungsplan zu 
sichern. Dies gilt auch, wenn die Spiel-
flächen innerhalb von öffentlichen Grün-
flächen oder im unmittelbaren Anschluss 
daran liegen. 
– Die Gestaltung der Spielflächen muss 
den unterschiedlichen Anforderungen der 
großen Nutzungsgruppe von Kindern und 
Jugendlichen entsprechen und demnach ab-
wechslungsreich sein. 
– Die Zugänglichkeit der öffentlichen 
Spielfläche im Sinne der Barrierefrei-
heit ist sicherzustellen. 
– Die Befahrbarkeit der öffentlichen 
Spielfläche zu Unterhaltungszwecken ist 
sicherzustellen. 
– Alle zu verwendenden Spielgeräte müs-
sen der DIN EN 1176 entsprechen. Sie 
müssen langlebig und von hoher Qualität 
sein, um Reparaturkosten in der Zeit 
während ihrer Benutzung zu vermeiden be-
ziehungsweise so gering wie möglich zu 
halten. 
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Alle öffentlichen Spielflächen sind ge-
mäß DIN 18034 (einschließlich hierin 
verwiesene Regelwerke) anzulegen.  
Die Herstellungskosten für einen Quad-
ratmeter öffentliche Spielplatzfläche 
wurden auf Grundlage von Spielplatzbau-
ten der Stadt Köln der vergangenen Jahre 
als Durchschnittswert der baulichen Her-
stellungskosten durch das Amt für Kin-
der, Jugend und Familie der Stadt Köln 
ermittelt und betragen derzeit 170€ /m² 
netto (2022) zzgl. Planungskosten nach 
HOAI. Zur Ermittlung der Herstellungs-
kosten ist der zum Vertragsabschluss 
geltende Baupreisindex für Außenanlagen 
des Statistischen Bundesamtes anzuwen-
den. 
 
Ist der für das Planvorhaben ermittelte 
ursächliche Mehrbedarf im Angebotsseg-
ment öffentlicher Spielplatz > 500 m² 
(Planvorhaben ab 109 Wohneinheiten), so 
ist der Planbegünstigte verpflichtet, im 
Plangebiet einen öffentlichen Spielplatz 
entsprechend dem Bedarf und nach den 
Vorgaben der Stadt Köln zu errichten und 
diesen an die Stadt Köln unentgeltlich, 
kosten- und lastenfrei zu übertragen. 
Ansprechpartner hierzu ist das Amt für 
Kinder, Jugend und Familie. Die Flächen-
übertragung muss vor Abschluss des städ-
tebaulichen Vertrags erfolgt sein. 

Für Vorhaben mit 44 bis 108 Wohneinhei-
ten ist eine Kombifläche gemäß 3.6 her-
zustellen. 
Die Größe der Fläche ergibt sich aus der 
Summe der rechnerischen Mehrbedarfe für 
öffentliche Spielflächen und öffentliche 
Grünflächen. Die Herstellungskosten ei-
ner solchen Fläche orientieren sich an 
denen für einen öffentlichen Spielpatz 
und liegen bei 170 € (netto)/ m² (2022) 
zzgl. Planungskosten nach HOAI. Zur Er-
mittlung der Herstellungskosten ist der 
zum Vertragsabschluss geltende Baupreis-
index für Außenanlagen des Statistischen 
Bundesamtes anzuwenden. 
 
Bei Vorhaben kleiner als 44 Wohneinhei-
ten ist ein Ablösebetrag für den ermit-
telten Bedarf zu entrichten, der zur Er-
weiterung von Anlagen im räumlichen und 
zeitlichen Zusammenhang zum Planvorhaben 
genutzt wird. 
Der Ablösebetrag wird wie folgt berech-
net: Die ermittelte Flächengröße wird 
mit den Herstellungskosten pro Quadrat-
meter (170€ netto (2022) multipliziert. 
Die Herstellungskosten sind an den aktu-
ellen Baupreisindex für Außenanlagen an-
zupassen. Der Ablösebetrag wird zzgl. 

der Planungskosten nach HOAI eines öf-
fentlichen Spielplatzes und zzgl. der 
Mehrwertsteuer berechnet. 

Der Ablösebetrag ist zum vertraglich zu 
vereinbarenden Zeitpunkt an die Stadt 
Köln zu zahlen. Der gezahlte Betrag 
fließt zweckgebunden in die Finanzierung 
der Herstellung öffentlicher Spiel-
platzinfrastruktur im Umfeld des 
Plangebietes, das heißt nicht in die 
Bestandsunterhaltung oder -sanierung, 
jedoch in die Umgestaltung im Sinne 
einer Modernisierung und Ausbesserung 
von Spielplätzen. 
 
Darüber hinaus besteht für den Planbe-
günstigten grundsätzlich die Möglich-
keit, mit der Herstellung eines öffent-
lichen Spielplatzes den ursächlich ent-
stehenden Mehrbedarf mehrerer Planvorha-
ben in räumlichem und zeitlichem Zusam-
menhang zu decken. Dies ist in den städ-
tebaulichen Verträgen zu allen maßgebli-
chen Bebauungsplanverfahren zu regeln. 
 
Die Sicherung der Verpflichtung des 
Planbegünstigten zur Übernahme der Las-
ten zur Deckung des ursächlichen Mehrbe-
darfs öffentlicher Spielplatz erfolgt im 
Rahmen des gemäß Nummer 4 Absatz 1 Koop-
BLM zu schließenden städtebaulichen Ver-
trags. 

Die Verpflichtung zur Deckung des ur-
sächlichen Mehrbedarfs öffentlicher 
Spielplatz gilt als erfüllt, wenn der 
errichtete öffentliche Spielplatz von 
der zuständigen Fachdienststelle erfolg-
reich abgenommen und dies dem Stadtpla-
nungsamt bekannt gemacht wurde. Im Fall 
der Leistung einer Ablösezahlung gilt 
die Verpflichtung mit dem Zahlungsein-
gang auf dem entsprechenden Konto der 
Stadt Köln als erfüllt. Das Stadtpla-
nungsamt erhält hierüber Nachricht. 
Hinweis: Die Forderungen gem. Kooperati-
ven Baulandmodell entbinden nicht von 
der Verpflichtung zur Errichtung von 
Kleinkinderspielplätzen gem. § 8 Absatz 
4 BauO NRW sowie gem. der Satzung der 
Stadt Köln „Private Spielflächen für 
Kleinkinder“. 



3.5 Öffentliche beziehungsweise öffentlich 
zugängliche Grünfläche  
zu Nr. 3 (1) lit. d KoopBLM  

Der aus der Planung resultierende ur-
sächliche Mehrbedarf im Bereich öffent-
liche Grünfläche wird auf Grundlage des 
Planungskonzeptes im Rahmen der frühzei-
tigen Beteiligung der Dienststellen ge-
mäß § 4 Absatz 1 BauGB eingeschätzt und 
bekannt gegeben. Grundlage bildet die 
erwartete Einwohnerzahl im Plangebiet 
(vergleiche Erläuterungen unter 3.2). 
Sofern sich im Laufe des Verfahrens Än-
derungen im Planungskonzept hinsichtlich 
der Nutzungen und Einwohnerzahlen erge-
ben, müssen die Bedarfe entsprechend an-
gepasst werden. 
 
Es wird davon ausgegangen, dass je Ein-
wohner*in im Plangebiet ein Bedarf von 
10 m² öffentliche Grünfläche begründet 
wird. Es handelt sich um einen Mittel-
wert, der sich aus einem Richtwert von 
6,0 – 14,9 m² für Parkanlagen mit wohn-
gebietsbezogener Funktion ableitet (aus: 
Werner Nohl, Sabine Zekorn-Löffler: „Er-
fassung und Bewertung der öffentlichen 
Grün- und Freiflächen in München unter 
den Aspekten einer erholungsrelevanten 
Freiflächenversorgung“ 1991). 
 

 

Das gesamte Gebiet der Stadt Köln ist 
mit Grünflächen mit wohngebietsbezogener
Funktion unterversorgt. Grundsätzlich 
kann also davon ausgegangen werden, dass
bei allen Planvorhaben der rechnerisch 
ermittelte Mehrbedarf auch dem ursächli-
chen Mehrbedarf entspricht. 
 
Einzelfallspezifisch kann der ursächli-
che Mehrbedarf im Angebotssegment öf-
fentliche Grünfläche über dem nach zuvor
beschriebener Methodik ermittelten Mehr-
bedarf liegen. Hierbei handelt es sich 
um Vorhaben auf Flächen, die für die ge-
samtstädtische freiraum- und land-
schaftsplanerische Konzeption von beson-
derer Bedeutung und als solche in den 
städtischen Grundlagenwerken (beispiels-
weise Masterplan Grün, Strategie Konzept
Grün 2030, ISEK (Starke Veedel – Starkes
Köln)) gekennzeichnet sind. Die Herlei-
tung des Mehrbedarfs wird in diesen Fäl-

len durch das zuständige Amt für Land-
schaftspflege und Grünflächen explizit 
erläutert und begründet. 
 
Die Mindestgröße einer öffentlichen, zu-
sammenhängenden Grünfläche, die eine 
entsprechende Funktion als öffentliche 
Grünfläche übernehmen kann, beträgt 
10.000 m² (1 ha). Der Wert basiert auf 
der Sondierung der Mindestgrößen von öf-
fentlichen Grünflächen in Bebauungsplä-
nen der Stadt Köln in den letzten zehn 
Jahren. 
 
Diese Flächen sind im Bebauungsplan als 
öffentliche Grünflächen gemäß § 9 Absatz 
1 Nummer 15 BauGB festzusetzen. Als ge-
nerelle Vorgaben zur Gestaltung und Her-
stellung einer öffentlichen Grünfläche 
gelten unter anderem: 
 
– Öffentliche Grünflächen dürfen nicht 
in isolierter Lage innerhalb des Plange-
bietes geplant werden, d.h. sie müssen 
einen öffentlichen Charakter haben. 
 
– Öffentliche Grünflächen dürfen nicht 
auf einer Tiefgarage ausgewiesen werden. 

– Die Befahrbarkeit der öffentlichen 
Grünfläche zu pflegerischen Unterhal-
tungszwecken ist sicherzustellen. 
 
– Die Zugänglichkeit der öffentlichen 
Grünflächen im Sinne der Barrierefrei-
heit ist sicherzustellen. 
– Sollte ein erforderlicher Spielplatz 
planungsrechtlich innerhalb von öffent-
lichen Grünflächen oder im unmittelbaren
Anschluss daran liegen, so ist die Flä-
chengröße des Mehrbedarfs für den öf-
fentlichen Spielplatz zusätzlich vorzu-
halten und darf nicht auf die erforder-
liche Größe der öffentlichen Grünfläche 
angerechnet werden. 

Darüber hinaus sind für die Gestaltung 
der Grünflächen die Vorgaben des „Grün-
handbuchs“ der Stadt Köln zwingend zu 
beachten. Es wird als Broschüre durch 
das Amt für Landschaftspflege und Grün-
flächen zur Verfügung gestellt. 
Die Herstellungskosten für einen Quad-
ratmeter öffentliche Grünfläche wurden 
auf Grundlage von Flächenanlagen der 
Stadt Köln der vergangenen Jahre als 
Durchschnittswert der baulichen Herstel-
lungskosten durch das Amt für Land-
schaftspflege und Grünflächen der Stadt 
Köln ermittelt und betragen derzeit 50 € 
netto/ m² (2022) zzgl. Planungskosten 
nach HOAI. Zur Ermittlung der Herstel-
lungskosten ist der zum Vertragsab-
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schluss geltende Baupreisindex für Au-
ßenanlagen des Statistischen Bundesamtes 
anzuwenden. 
 
Neben den öffentlichen Grünflächen mit 
wohngebietsbezogener Funktion sind zur 
Gewährleistung der Möglichkeit zur woh-
nortbezogenen Freiraumerholung, zur Si-
cherstellung eines entsprechenden Wohn-
wertes, zur qualitätsvollen Gestaltung 
von Quartieren und nicht zuletzt zur An-
passung der Städte an die Folgen des 
Klimawandels auch kleinere zusammenhän-
gende, private, öffentlich zugängliche 
Grünflächen mit einer Größe von mindes-
tens 2.500 m² im Plangebiet zu integrie-
ren.  
 
Ist der für das Planvorhaben ermittelte 
ursächliche Mehrbedarf im Angebotsseg-
ment öffentliche Grünflächen >10.000 m² 
(bei Planvorhaben ab 435 Wohneinheiten), 
so verpflichtet sich der Planbegünstigte 
im städtebaulichen Vertrag, im Plange-
biet eine zusammenhängende öffentliche 
Grünfläche entsprechend dem Bedarf und 
nach den Vorgaben der Stadt Köln zu er-
richten. Anschließend erfolgt die unent-
geltliche, kosten- und lastenfreie Über-
tragung der Flächen an die Stadt Köln. 
Die Flächenübertragung muss vor Ab-
schluss des städtebaulichen Vertrags er-
folgt sein. 

Ist der ursächliche Mehrbedarf im Ange-
botssegment öffentliche bzw. öffentlich 
zugängliche Grünfläche       > 2.500 m² 
und < 10.000 m² (Planvorhaben zwischen 
109 und 434 Wohneinheiten), so ist die 
entsprechende Fläche als zusammenhän-
gende, private, öffentlich zugängliche 
Grünfläche zu errichten und zu unterhal-
ten oder in Absprache mit dem Amt für 
Landschaftspflege und Grünflächen als 
öffentliche Grünfläche mit einer Her-
stellungspflege von mindestens zehn Jah-
ren zu errichten und an die Stadt Köln 
unentgeltlich, kosten- und lastenfrei 
abzugeben. Die Flächenübertragung muss 
vor Abschluss des städtebaulichen Ver-
trags erfolgt sein. 
 
Diese Flächen sind im Bebauungsplan als 
private Grünflächen, die öffentlich zu-
gänglich sind, festzusetzen und damit 
dauerhaft planungsrechtlich zu sichern. 
Sofern diese Flächen durch die Stadt 
Köln übernommen werden, sind sie als öf-
fentliche Grünfläche dauerhaft planungs-
rechtlich zu sichern. 
Bei Vorhaben zwischen 44 und 108 
Wohneinheiten ist eine Kombination aus 
einer öffentlichen Spielplatz- und Grün-

fläche herzustellen, um trotz Unter-
schreitung der jeweiligen Schwellenwerte 
für Spielplatz- und Grünflächen (s. Nr. 
3.6 der Umsetzungsanweisung) die Flächen 
weiterhin wirtschaftlich und ihrer Funk-
tion entsprechend betreiben zu können. 
Es ist eine Fläche zu entwickeln, die 
einen besonderen Fokus auf den Raum für 
Begegnung und Kommunikation aller Al-
tersgruppen legt. Die Größe der Fläche 
ergibt sich aus der Summe der rechneri-
schen Mehrbedarfe für Grünflächen und 
öffentlichen Spielflächen. Die Herstel-
lungskosten einer solchen Fläche orien-
tieren sich an denen für einen öffentli-
chen Spielpatz und liegen bei 170 € 
netto/ m² (2022) zzgl. Planungskosten 
nach HOAI. Zur Ermittlung der Herstel-
lungskosten ist der zum Vertragsab-
schluss geltende Baupreisindex für Au-
ßenanlagen des Statistischen Bundesamtes 
anzuwenden. 
 
Bei Vorhaben kleiner als 44 Wohneinhei-
ten ist ein Ablösebetrag für den ermit-
telten Bedarf zu entrichten. 

Der Ablösebetrag zur Deckung des ursäch-
lichen Mehrbedarfs wird einzelfallbezo-
gen ermittelt (siehe Abbildung 6). Der 
Ablösebetrag wird wie folgt berechnet: 
Die ermittelte Flächengröße wird mit den 
Herstellungskosten pro Quadratmeter (50€ 
netto/ m² (2022) multipliziert. Die Her-
stellungskosten sind an den aktuellen 
Baupreisindex für Außenanlagen anzupas-
sen. Der Ablösebetrag wird zzgl. der 
Planungskosten nach HOAI einer öffentli-
chen Grünfläche und zzgl. der Mehrwert-
steuer berechnet. 

Der Ablösebetrag ist zum vertraglich zu 
vereinbarenden Zeitpunkt an die Stadt 
Köln zu zahlen. Der gezahlte Betrag 
fließt zweckgebunden in die Aufwertung 
bzw. den Ausbau von Grünflächen in einem 
unmittelbaren räumlichen und zeitlichen 
Zusammenhang zu dem Planungsvorhaben, 
das heißt nicht in die Bestandsunterhal-
tung oder -sanierung. Sollte dies nicht 
möglich sein, fließt der Ablösebetrag in 
den Um- und Ausbau des Inneren- bzw. des 
Äußeren Grüngürtels sowie deren verbin-
dende Grünzüge. Diese Regelung ent-
spricht dem Grundsatzbeschluss  
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(Vorlage Nr. 0991/2021) des Stadtent-
wicklungsausschusses vom 09.09.2021. 
Darüber hinaus besteht für den Planbe-
günstigten grundsätzlich die Möglich-
keit, mit der Herstellung einer öffent-
lichen beziehungsweise öffentlich zu-
gänglichen Grünfläche den ursächlich 
entstehenden Mehrbedarf mehrerer Plan-
vorhaben in räumlichem und zeitlichem 
Zusammenhang zu decken. Dies ist in den 
städtebaulichen Verträgen zu allen maß-
geblichen Bebauungsplanverfahren zu re-
geln. 
 
Werden im Rahmen der Planung Ausgleichs-
flächen innerhalb des Plangebietes vor-
gesehen, so können diese – ihre öffent-
liche Zugänglichkeit vorausgesetzt – auf
den Umfang der zu erstellenden öffentli-
chen beziehungsweise öffentlich zugäng-
lichen Flächen angerechnet werden. Dies 
ist im Einzelfall zu prüfen. Flächen 
ohne Erholungsfunktion (zum Beispiel Ab-
standflächen) sind nicht anzurechnen. 

Die Sicherung der Verpflichtung des 
Planbegünstigten zur Übernahme der Las-
ten zur Deckung des ursächlichen Mehrbe-
darfs öffentlicher beziehungsweise öf-
fentlich zugänglicher Grünflächen er-
folgt im Rahmen des gemäß Nummer 4 Ab-
satz 1 KoopBLM zu schließenden städte-
baulichen Vertrags und gegebenenfalls 
ergänzenden Übertragungsvertrags. 
Die Verpflichtung zur Deckung des ur-
sächlichen Mehrbedarfs öffentliche be-
ziehungsweise öffentlich zugängliche 
Grünfläche gilt als erfüllt, wenn die 
errichtete öffentliche oder öffentlich 
zugängliche Grünfläche von der zuständi-
gen Fachdienststelle erfolgreich abge-
nommen und dies dem Stadtplanungsamt be-
kannt gemacht wurde. Im Fall der Leis-
tung einer Ablösezahlung gilt die Ver-
pflichtung mit dem Zahlungseingang auf 
dem entsprechenden Konto der Stadt Köln 
als erfüllt. Das Stadtplanungsamt erhält 
hierüber Nachricht. 
 

3.6 Kombifläche: öffentlicher Spielplatz 
und öffentliche Grünfläche 

Es wird die Möglichkeit geschaffen, bei 
Vorhaben mit 44 bis 108 Wohneinheiten 
die Deckung der Mehrbedarfe in den Be-
reichen Spielplätze und Grünflächen 
durch die Errichtung einer sogenannten 
„Kombifläche“ gemeinsam abzudecken.  
 
Hierdurch soll erreicht werden, dass 
auch bei kleineren Vorhaben öffentliche 
Freiflächen entstehen. Konkret sieht die
Neuregelung folgendes vor: 

Ablösebeträge für Grün- und Spielflächen 
sind nur bei Vorhaben vorgesehen, bei 
denen weniger als 44 Wohneinheiten ent-
stehen. Ab 109 Wohneinheiten gelten wei-
terhin die Regelungen gemäß Kapitel 3.4 
und 3.5 der Umsetzungsanweisung. 
 
Bei Vorhaben in einer Größe zwischen 44 
und 108 Wohneinheiten muss eine „Kombi-
fläche“ errichtet werden. Diese Fläche 
deckt die Mehrbedarfe „öffentlicher 
Spielplatz“ und „öffentliche bzw. öf-
fentlich zugängliche Grünfläche“ gemein-
sam ab. Die Planung und Ausgestaltung 
dieser Fläche, die sowohl Funktionen ei-
ner Grünfläche als auch eines Spielplat-
zes erfüllen soll, wird, projektspezi-
fisch, zwischen den zuständigen Ämtern 
abgestimmt. 

 

Es müssen 5 m² Kombifläche pro Einwoh-
ner*in errichtet werden. Dieser Wert 
setzt sich aus den bisher geltenden 2 m² 
Spielfläche pro Einwohner*in sowie den 
nun ausschließlich für die Kombifläche 
geltenden 3 m² Grünfläche pro Einwoh-
ner*in zusammen. Aufgrund der höheren 
Herstellungskosten einer Kombifläche im 
Vergleich zu einer gewöhnlichen Grünflä-
che begründet sich, dass der letztere 
Wert unterhalb der sonst veranschlagten 
10 m² Grünfläche pro Einwohner*in liegt. 
Die Kombifläche ist nach den Vorgaben 
der Stadt Köln zu errichten und in der 
Regel als öffentliche Fläche zu widmen 
und an die Stadt Köln unentgeltlich, 
kosten- und lastenfrei zu übertragen.  
 
Die Flächenübertragung muss vor Ab-
schluss des städtebaulichen Vertrags er-
folgt sein. Die Herstellungskosten einer 
Kombifläche orientieren sich an den Her-
stellungskosten für einen öffentlichen 
Spielpatz und liegen bei 170 € netto/ m² 
zzgl. Planungskosten nach HOAI. Zur Er-
mittlung der Herstellungskosten ist der 
zum Vertragsabschluss geltende Baupreis-
index für Außenanlagen des Statistischen 
Bundesamtes anzuwenden.  
 
Bei nicht vollständiger Errichtung der 
rechnerisch ermittelten Kombifläche ist 
gegebenenfalls, jedoch nur nach Abstim-
mung zwischen den zuständigen Ämtern, 
ein Ablösebetrag für den ungedeckten Be-
darf zu entrichten.  
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Der Ablösebetrag zur Deckung des ursäch-
lichen Mehrbedarfs wird einzelfallbezo-
gen ermittelt (siehe Abbildung 8). Die 
ermittelte Flächengröße wird mit den 
Herstellungskosten pro Quadratmeter 
(170€ netto (2022)) multipliziert. Die 
Herstellungskosten sind an den aktuellen 
Baupreisindex für Außenanlagen anzupas-
sen. Die Ablösesumme wird zzgl. den Pla-
nungskosten nach HOAI eines öffentlichen 
Spielplatzes und zzgl. der Mehrwert-
steuer berechnet. 

 

Der Ablösebetrag ist zum vertraglich zu 
vereinbarenden Zeitpunkt an die Stadt 
Köln zu zahlen. Der gezahlte Betrag 
fließt zweckgebunden in die Finanzierung 
der Herstellung von Spiel/Grünflächen im 
Umfeld des Plangebietes, das heißt nicht 
in die Bestandsunterhaltung oder -sanie-
rung, jedoch in die Umgestaltung im 
Sinne einer Modernisierung und Ausbesse-
rung. Dies ist im Einzelfall zu prüfen. 
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3.7 Ausgleichsmaßnahmen 
zu Nr. 3 (1) lit. e KoopBLM 

Der Ausgleichsbedarf nach §1a BauGB so-
wie die geeigneten Maßnahmen hierzu wer-
den im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens ermittelt. Grundlage bildet in der 
Regel ein Landschaftspflegerischer Fach-
beitrag oder ein Grünordnungsplan, der 
als Grundlage für den Bebauungsplanent-
wurf bis zur Offenlage zu erarbeiten 
ist. 
 
Der ermittelte Ausgleichsbedarf bezie-
hungsweise die Durchführung der Maßnah-
men zum Ausgleich der planbedingten Ein-
griffe ist durch den Planbegünstigten zu 
übernehmen beziehungsweise von ihm abzu-
lösen. 
 
Die Herstellung der Ausgleichsflächen 
kann innerhalb sowie außerhalb des Plan-
gebietes erfolgen und muss die Vorgaben 
der Stadt Köln berücksichtigen. Die in-
ternen und externen Ausgleichsmaßnahmen 
sind nach den Grundsätzen zur gestalte-
rischen Umsetzung von Kompensationsmaß-
nahmen in Bebauungsplänen gemäß der Sat-
zung der Stadt Köln zur Erhebung von 
Kostenerstattungsbeträgen nach §§ 135a-
135c BauGB vom 15.12.2011 herzustellen. 
Die Herstellung kann abgelöst werden, 
wenn die Ausgleichsmaßnahmen auf den 
durch die Stadt Köln bereitgestellten 
Grundstücken hergestellt werden können. 
Der Ermittlung des Ablösebetrags werden 
die Standards der vorgenannten Satzung 
zugrunde gelegt. 
 
Der Ablösebetrag ist zum vertraglich zu 
vereinbarenden Zeitpunkt an die Stadt 
Köln zu zahlen. Der gezahlte Betrag 
fließt zweckgebunden in die Umsetzung 
von im Bebauungsplan festgelegten Aus-
gleichsmaßnahmen. Ansprechpartner in 
diesem gesamten Kontext ist das Amt für 
Landschaftspflege und Grünflächen der 
Stadt Köln.  
 
Ist die entsprechende Fläche hergestellt 
und durch das Amt für Landschaftspflege 
und Grünflächen der Stadt Köln abgenom-
men, gilt die Verpflichtung als erfüllt. 
Ist der Planbegünstigte anstelle der 
Flächenherstellung verpflichtet einen 
Ablösebetrag zu zahlen, so gilt die Ver-
pflichtung mit dem rechtzeitigen Eingang 
der Zahlung als erfüllt. Das Stadtpla-
nungsamt erhält Nachricht darüber. 

3.8 Bauverpflichtung für den Wohnungs-
bau 
zu Nr. 3 (1) lit. f KoopBLM 

Die bauliche Umsetzung der Planung soll 
im Sinne der grundsätzlichen wohnungspo-
litischen Zielsetzung der Richtlinie, 
die Schaffung von Wohnraum – sowohl des 
öffentlich geförderten und frei finan-
zierten – zu fördern, zeitnah erfolgen. 
Hierzu geht der Planbegünstigte im städ-
tebaulichen Vertrag eine Bauverpflich-
tung von in der Regel drei Jahren ab In-
krafttreten des Bebauungsplanes ein. In 
Abhängigkeit von der Größe und Komplexi-
tät des Bauvorhabens kann der vorgege-
bene Zeitraum angepasst werden. 
 
Die Verpflichtung des Planbegünstigten 
gemäß Nummer 3 Absatz 1 Buchstabe f) Ko-
opBLM gilt als erfüllt, sobald die Bau-
abnahme durch das Bauaufsichtsamt und 
das Amt für Wohnungswesen erfolgt ist 
und gegenüber dem Stadtplanungsamt be-
stätigt wurde. 

3.9 Aufwand aus verkehrlicher Erschlie-
ßung 
zu Nr. 3 (1) lit. g KoopBLM 

Der ursächliche Erschließungsaufwand der 
Planung im Sinne des BauGB, das heißt 
die erstmalige Herstellung entsprechen-
der öffentlicher Erschließungsanlagen, 
wird vom Bauverwaltungsamt als zustän-
dige Stelle der Stadt Köln im Rahmen ei-
ner Dienststellenbeteiligung in der Re-
gel vor Fassung des Aufstellungs- oder 
Einleitungsbeschlusses ermittelt und be-
kannt gegeben. Der sonstige maßnahmenbe-
dingte Herstellungsaufwand, insbesondere 
für Maßnahmen im bestehenden Straßenland 
und verkehrsbezogene Maßnahmen wie zum 
Beispiel Lichtsignalanlagen wird vom Amt 
für Straßen und Verkehrsentwicklung an-
gegeben. Planungsbegleitend erfolgt die 
Überprüfung des ermittelten Bedarfs.  
 
Der Planbegünstigte verpflichtet sich im 
zu schließenden Erschließungsvertrag ge-
mäß Nummer 4 Absatz 1 Koop-BLM, den ur-
sächlichen Erschließungsaufwand voll-
ständig zu übernehmen. 
Rechtswirksam sind die vertraglich ver-
einbarten Regelungen des Erschließungs-
vertrags bereits mit dessen Unterzeich-
nung. Erfüllt sind die Verpflichtungen 
aber erst mit Herstellung der Erschlie-
ßungsanlage. 
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Das Stadtplanungsamt erhält hierüber vom 
Bauverwaltungsamt der Stadt Köln Nach-
richt. 
 

3.10 Planungsvereinbarung 
zu Nr. 3 (1) lit. h KoopBLM 

Mit der Planungsvereinbarung, die als 
Vertrag zwischen dem Planbegünstigten 
und der Stadt Köln in der Regel vor dem 
Aufstellungs- oder Einleitungsbeschluss 
des Bebauungsplans zu schließen ist, 
verpflichtet sich der Planbegünstigte, 
die Kosten für die Erstellung des Bebau-
ungsplanes einschließlich der Begründung 
mit Umweltbericht, für die Einholung von 
Umweltgutachten, für die Beauftragung 
eines fachlich geeigneten Planungsbüros 
sowie für die Aufwendungen im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung zu überneh-
men. Besteht für den Planbegünstigten 
die Pflicht, ein Qualifizierungsverfah-
ren gemäß Nummer 3 Absatz 1 i) KoopBLM 
durchzuführen, so wird dies ebenfalls 
Gegenstand der Planungsvereinbarung.  
 
Von der Verpflichtung zum Abschluss ei-
ner Planungsvereinbarung kann ausnahms-
weise abgesehen werden, sofern die Len-
kungsgruppe Kooperatives Baulandmodell 
in Fällen gemäß Nummer 5 Absatz 3 Koop-
BLM dies entschieden hat. Die mit der 
Planungsvereinbarung üblicher Weise 
übertragenen Kosten sind dann von der 
Stadt Köln zu übernehmen.  
 
Ist die Stadt Köln alleinige Planbegüns-
tigte eines Verfahrens, so entfällt die 
Pflicht zum Abschluss einer Planungsver-
einbarung. 

3.11 Qualifizierungsverfahren 
zu Nr. 3 (1) lit. i KoopBLM 

Grundlage zur Feststellung der Pflicht 
nach Nummer 3 Absatz 1 Buchstabe i) Ko-
opBLM sind die im Bebauungsplanentwurf 
gemachten Angaben zur GF Wohnen (m²). 
Das heißt, ist die GF Wohnen eines Vor-
habens > 6.750 m², so ist ein Qualifi-
zierungsverfahren durchzuführen.  
 
Für Vorhaben in städtebaulich anspruchs-
vollen Lagen soll auch ohne Erreichen 
eines Schwellenwertes die Möglichkeit 
zur Durchführung eines Qualifizierungs-
verfahrens gegeben werden. Dies erfolgt 
in Abstimmung zwischen dem Stadtpla-
nungsamt und den Planbegünstigten.  
 

Die abschließende Feststellung, ob die 
Pflicht zur Durchführung eines Qualifi-
zierungsverfahrens besteht, erfolgt vor 
oder nach Fassung des Aufstellungs- oder 
Einleitungsbeschlusses durch das Stadt-
planungsamt. 
 
Das Format der vorhabenspezifisch geeig-
neten städtebaulichen beziehungsweise 
architektonischen Qualifizierung sowie 
der Zeitpunkt seiner Durchführung werden 
zu Beginn der Planung definiert. Mögli-
che Formen sind neben einem städtebauli-
chen Wettbewerb nach RAW beispielsweise 
Mehrfachbeauftragungen durch ein geeig-
netes Planungsbüro. Die Entscheidung 
über das Format der Qualifizierung 
trifft die Lenkungsgruppe Kooperatives 
Baulandmodell. Die Verpflichtung gilt 
als erfüllt, wenn die Resultate des Qua-
lifizierungsverfahrens den politischen 
Entscheidungsträgern im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens zur Bebauungspla-
nung vorgelegt wurden. 

4 Regelungsinstrumente 

4.1 Städtebauliche Verträge, Übertra-
gungsverträge 
zu Nr. 4 (1) und (2) KoopBLM 

Die Übernahme der Verpflichtungen des 
Modells erfolgt mittels Abschluss städ-
tebaulicher Verträge gemäß § 11 BauGB 
beziehungsweise gegebenenfalls eines 
Durchführungsvertrags gemäß § 12 BauGB. 
Daneben können auch der Abschluss eines 
Erschließungsvertrags und eines Übertra-
gungsvertrages für Flächenübertragungen 
erforderlich werden.  
 
Der Planbegünstigte ist verpflichtet, 
sämtliche Herstellungsverpflichtungen 
aus den städtebaulichen Verträgen ein-
schließlich der Erschließungsverträge 
durch eine in deutscher Sprache gehal-
tene selbstschuldnerische Bürgschaft ei-
ner Bank, Sparkasse oder Versicherungs-
gesellschaft eines Mitgliedslandes der 
Europäischen Union abzusichern. Auf Ver-
langen der Stadt legt er den Nachweis 
einer führenden Wirtschaftsauskunftsda-
tei (zum Beispiel Creditreform) über die 
bewertete Bonität des bürgenden Insti-
tuts vor.  
 
Die Bürgschaft muss vor Bekanntmachung 
des Satzungsbeschlusses über den betref-
fenden Bebauungsplan vorliegen. Die 
Bürgschaft ist gegebenenfalls mit einem 
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Betretungsrecht zu koppeln, sofern bei-
spielsweise eine Kindertageseinrichtung 
nicht auf  
einem städtischen Grundstück, sondern 
auf einem Grundstück des Planbegünstig-
ten errichtet wird. 
 
Zukünftige öffentliche Erschließungsflä-
chen sind unentgeltlich, kosten- und 
lastenfrei vor Abschluss des Erschlie-
ßungsvertrages zu übertragen. Hierzu 
wird zwischen dem Planbegünstigten und 
der Stadt Köln ein ergänzender Übertra-
gungsvertrag geschlossen.  
 
Die Verpflichtung zur Herstellung öf-
fentlich geförderten Wohnungsbaus kann 
ergänzend zu den Vereinbarungen im städ-
tebaulichen Vertrag grundbuchrechtlich 
gesichert werden.  
 
Als weiteres Sicherungsinstrument für 
Ablösezahlungen, die Herstellung öffent-
lich geförderten Wohnungsbaus und ver-
tragliche Nebenpflichten können Ver-
tragsstrafen vereinbart werden. 

4.2 Festsetzungen gemäß § 9 Absatz 1 
Nummer 7 BauGB 
zu Nr. 4 (3) KoopBLM 

Die Umsetzung des verpflichtend zu er-
richtenden Anteils von 30 % der GF im 
öffentlich geförderten Wohnungsbau kann 
durch eine verbindliche Festsetzung im 
Bebauungsplan auf Grundlage von § 9 Ab-
satz 1 Nummer 7 BauGB planungsrechtlich 
gesichert werden. Dies soll in Abstim-
mung mit dem Planbegünstigten erfolgen.  
 
Es wird eine Festsetzung empfohlen, die 
eine größtmögliche Bestimmtheit bietet 
und gleichzeitig den Vorgaben des öf-
fentlich geförderten Wohnungsbaus nicht 
widerspricht. Es ist eine Durchmischung 
im Quartier sicherzustellen, sodass 
grundsätzlich die Bündelung des öffent-
lich geförderten Wohnungsbaus zu 100 % 
auf einzelne Baufelder ausgeschlossen 
ist. Bei kleineren Vorhaben kann es 
sinnvoll sein, den geförderten Wohnungs-
bau auf ein oder mehrere Baufelder zu 
bündeln, da dies im Gegensatz zu einer 
Verteilung von 30 % der öffentlich ge-
förderten Wohnfläche auf allen Baufel-
dern eine größere Bestimmtheit bietet 
und förderlich für die Umsetzung und 
spätere Kontrolle der Festsetzung ist. 
 
Gleichwohl ist begleitend in einem städ-
tebaulichen Vertrag die Errichtung von 
30 % öffentlich geförderter Wohnungen zu 

vereinbaren, da mit der Festsetzung im 
Bebauungsplan nur die bauliche Anforde-
rung des öffentlich geförderten Woh-
nungsbaus an Gebäuden umgesetzt werden 
kann, nicht aber die tatsächliche Bele-
gung dieser Wohnungen mit den entspre-
chend Berechtigten. 
 

4.3 Festsetzungen gemäß § 9 Absatz 1 
Nummer 5 und 15 BauGB 
zu Nr. 4 (4)und (5) KoopBLM 

Neben der Verpflichtung des Planbegüns-
tigten zur Übernahme der ursächlichen 
Mehrbedarfe in den Bereichen Betreuungs-
angebot für U3- und Ü3-jährige Kinder, 
öffentlicher Spielplatz und öffentliche 
beziehungsweise öffentlich zugängliche 
Grünfläche ist auch die dauerhafte pla-
nerische Sicherung der für diese Ange-
botssegmente erforderlichen Flächen in-
nerhalb der Plangebiete von Bedeutung. 
Sie kann – und sollte soweit entspre-
chend geeignete Flächen vorhanden bezie-
hungsweise vorgesehen sind – durch ver-
bindliche Festsetzungen im Bebauungsplan 
auf Grundlage von § 9 Absatz 1 Nummer 5 
und 15 BauGB erfolgen. 
 
Gleichwohl ist begleitend in einem städ-
tebaulichen Vertrag die Umsetzung und 
Kostenübernahme der entsprechenden Pla-
nung zu vereinbaren. 
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5 Durchführung 
zu Nr. 5 KoopBLM 

Die für die Anwendung des Kooperativen 
Baulandmodells erforderlichen Schritte 
erfolgen integriert in das jeweilige Be-
bauungsplanverfahren, so dass die Model-
lanwendung keine zeitliche Verzögerung 
des Planverfahrens begründet. Der Ablauf 
einer Bebauungsplanung bei Anwendung des 
Kooperativen Baulandmodells ist in Ab-
bildung 10 beispielhaft für eine inves-
torenfinanzierte Angebotsplanung schema-
tisch dargestellt. 

5.1 Ansprechpartner 
zu Nr. 5 KoopBLM 

Zentraler Ansprechpartner des Planbe-
günstigten in allen Dingen der Bebau-
ungsplanung und damit auch für die An-
wendung des Kooperativen Baulandmodells 
ist das jeweilige Planungsteam des 
Stadtplanungsamtes. Dieses bindet die 
Geschäftsstelle Kooperatives Baulandmo-
dell in das Verfahren ein.  
 
In Umlegungsverfahren wird die Ge-
schäftsstelle des Umlegungsausschusses 
der Stadt Köln eingebunden. 

5.2 Anwendungszustimmung 
zu Nr. 5 (1) bis (3) KoopBLM 

Im Zuge der Vorbereitung des Einlei-
tungs- oder Aufstellungsbeschlusses des 
betreffenden Bebauungsplans ist vom 
Planbegünstigten die verbindliche Anwen-
dungszustimmung zu unterzeichnen. Hierin 
werden – soweit bekannt – die durch den 
Planbegünstigten im Einzelnen einzuge-
henden Verpflichtungen gemäß Nummer 3 
Absatz 1 KoopBLM aufgeführt. 
 
In den Unterlagen zum Einleitungs- oder 
Aufstellungsbeschluss wird explizit be-
nannt, dass das Vorhaben gemäß Nummer 2 
Absatz 1 KoopBLM in den Anwendungsbe-
reich fällt und die Anwendungszustimmung 
abgegeben wurde. Liegt die Anwendungszu-
stimmung zum geplanten Zeitpunkt des 
Einleitungs- oder Aufstellungsbeschlus-
ses der Stadt Köln nicht vor, so erfolgt 
keine politische Beratung. 
 
Ist die Stadt Köln einzige Planbegüns-
tigte in einem Verfahren so entfällt die 
Pflicht zum Abschluss einer Anwendungs-

zustimmung. In den Unterlagen zum Ein-
leitungs- oder Aufstellungsbeschluss 
wird darauf hingewiesen, dass die Rege-
lungen des Kooperativen Baulandmodells 
analog angewandt werden.  
 
Für Bebauungsplanungen gemäß Nummer 2 
Absatz 1 KoopBLM, die auf Betreiben der 
Stadt erfolgen und bei denen zum Zeit-
punkt des Einleitungs- oder Aufstel-
lungsbeschlusses noch keine Einigkeit 
über die Planung mit dem Planbegünstig-
ten besteht, kann die Lenkungsgruppe Ko-
operatives Baulandmodell auf Antrag der 
Geschäftsstelle Kooperatives Baulandmo-
dell von der Pflicht zur Vorlage einer 
Anwendungszustimmung absehen. Dies ist 
in den Unterlagen zum Aufstellungsbe-
schluss entsprechend kenntlich zu ma-
chen. Eine solche Situation kann sich 
beispielsweise ergeben, wenn die Stadt 
Köln ein Gebiet beplant mit dem Ziel, 
städtebauliche Ordnung zu erreichen be-
ziehungsweise städtebauliche Missstände 
zu verhindern. 

5.3 Ermittlung der Verpflichtungen 
zu Nr. 5 (4) KoopBLM 

Auf Grundlage des vorgelegten Plankon-
zeptes werden die Verpflichtungen des 
Planbegünstigten gemäß Nummer 3 Absatz 1 
Buchstabe a) bis e) und g) KoopBLM im 
Rahmen der frühzeitigen Dienststellenbe-
teiligung in der Regel vor Fassung des 
Aufstellungs- oder Einleitungsbeschlus-
ses grundsätzlich ermittelt. Die Konkre-
tisierung des Umfangs der Verpflichtun-
gen sowie des planspezifischen Vorgehens 
zur Deckung der Mehrbedarfe erfolgt im 
Einzelnen im Rahmen des Bebauungsplan-
verfahrens. 
 
Die Koordination der Ermittlung über-
nimmt das Stadtplanungsamt, das vom 
Planbegünstigten zu Beginn des Verfah-
rens die erforderlichen Planungsunterla-
gen erhält. Grundsätzlich umfassen diese 
neben einem Lageplan das Plankonzept in-
klusive Deklaration geplanter öffentli-
cher und privater Flächen sowie einer 
Flächenbilanz mit Angabe der Gebiets-
größe, nutzungsspezifischer Geschossflä-
chenangaben und der geplanten Zahl an 
Wohneinheiten. Handelt es sich um ein 
Grundstück, das heute bereits in Teilen 
wohnbaulich genutzt ist, so ist der Be-
stand der Geschossfläche Wohnen zu nen-
nen. 
 
Die abschließende Definition der Ver-
pflichtungen sowie des planspezifischen 
Vorgehens zur Deckung der Mehrbedarfe 
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erfolgt durch die Geschäftsstelle Koope-
ratives Baulandmodell in Absprache mit 
den zuständigen Fachdienststellen und 
dem Planbegünstigten nach Abschluss und 
Auswertung der Offenlage. Gegebenenfalls 
sind die Planunterlagen auf Grundlage 
der Resultate der Offenlage zuvor noch-
mals zu überarbeiten. Die Regelungen zur 
Verpflichtungsübernahme gemäß Nummer 3 
Absatz 1 KoopBLM werden in städtebauli-
chen Verträgen beziehungsweise einem 
Durchführungsvertrag, einem Erschlie-
ßungsvertrag und gegebenenfalls ergän-
zend erforderlichen Übertragungsverträ-
gen getroffen. 

5.4 Vertragsabschlüsse 
zu Nr. 5 (5) KoopBLM 

Nach Abschluss der Offenlage beziehungs-
weise vorbereitend bereits auf Grundlage 
der Offenlageunterlagen erfolgt im Dia-
log der Stadt Köln mit dem Planbegüns-
tigten die Erstellung des städtebauli-
chen Vertrags, des Erschließungsvertrags 
beziehungsweise des Durchführungsver-
trags und gegebenenfalls ergänzender 
Übertragungsverträge. Die Koordination 
für den städtebaulichen Vertrag bezie-
hungsweise den Durchführungsvertrag 
liegt beim Stadtplanungsamt, für den Er-
schließungsvertrag und Übertragungsver-
trag beim Bauverwaltungsamt. 

6 Gesamtstädtische Koordination 

6.1 Lenkungsgruppe Kooperatives Bau-
landmodell 
zu Nr. 6 (1) KoopBLM 

Die Lenkungsgruppe Kooperatives Bauland-
modell überwacht als verwaltungsinter-
nes, dezernatsübergreifendes Steuerungs-
gremium die gesamtstädtische Anwendung 
des Modells. Vor allem in Fällen, in de-
nen in begründeten Einzelfällen eine 
Ausnahme von einzelnen Regelungen des 
Modells gemacht werden soll, entscheidet
sie. Die Lenkungsgruppe Kooperatives 
Baulandmodell Köln (LG KoopBLM) arbeitet
unter der Leitung des Dezernenten für 
Planen und Bauen. Folgende Ämter und 
Dienststellen gehören der Lenkungsgruppe
Kooperatives Baulandmodell Köln (LG Ko-
opBLM) an: 
 
– 61 – Stadtplanungsamt 
– 15 – Amt für Stadtentwicklung und Sta-
tistik 

– 23 – Amt für Liegenschaften, Vermes-
sung und 
Kataster 
– 23 – Geschäftsstelle des Umlegungsaus-
schusses 
- 40 – Amt für Schulentwicklung 
– 62 – Bauverwaltungsamt 
– 67 – Amt für Landschaftspflege und 
Grünflächen 
– 66 – Amt für Straßen und Verkehrsent-
wicklung 
– 57 – Umwelt- und Verbraucherschutzamt 
– 56 – Amt für Wohnungswesen 
– 51 – Amt für Kinder, Jugend und Fami-
lie 
 
Bei Bedarf können weitere Ämter und 
Dienststellen zur Teilnahme an den Sit-
zungen durch die Lenkungsgruppenleitung 
geladen werden. 
 
Die Lenkungsgruppe Kooperatives Bauland-
modell Köln (LG KoopBLM) kommt regelmä-
ßig zur Beratung zusammen. Darüber hin-
aus kann sie in dringenden Bedarfsfällen 
einberufen werden.  
 
Die Geschäftsführung der Lenkungsgruppe 
obliegt der Geschäftsstelle Kooperatives 
Baulandmodell. 
 

6.2 Geschäftsstelle Kooperatives Bauland-
modell 
zu Nr. 6 (2) KoopBLM 

Die Geschäftsstelle Kooperatives Bau-
landmodell ist zur gesamtstädtischen Ko-
ordination der Modellanwendung beim 
Stadtplanungsamt angesiedelt. Sie arbei-
tet vorhabenbezogen eng mit den zustän-
digen Planerinnen und Planern im Stadt-
planungsamt sowie mit den weiteren ein-
gebundenen Dienststellen der Stadt Köln 
zusammen. Darüber hinaus obliegen ihr 
die in Nummer 6 Absatz 2 KoopBLM benann-
ten Aufgaben. 

6.3 Evaluation 
zu Nr. 6 (3) KoopBLM 

Die Evaluation des Modells erfolgt wir-
kungsbezogen alle fünf Jahre ab Bekannt-
machung des KoopBLM. Die Evaluationser-
gebnisse werden den gemäß Nummer 6 Ab-
satz 4 KoopBLM zuständigen Gremien vor-
gelegt. Ausgehend von den Evaluationsre-
sultaten werden allenfalls bestehende 
Anpassungs- und Fortschreibungserforder-
nisse des Modells benannt und aufgear-
beitet. Anwendungsbegleitend erfolgt das 
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Monitoring des Modells durch die Ge-
schäftsstelle Kooperatives Baulandmodell 
als eine Grundlage der periodischen Eva-
luation. 

7 Schlussbestimmungen 

7.1 Übergangsregelung 
zu Nr. 7 (3) KoopBLM 

Die Übergangsregelung in Nr. 7 (3) Koop-
BLM ist zwischenzeitlich ausgelaufen. 
Sie konnte nur in Anspruch genommen wer-
den, wenn die entsprechenden Grundstücke 
bis zum 30.06.2018 einer Bebauungspla-
nung (Bekanntmachung eines Aufstellungs- 
oder Einleitungsbeschlusses) zugeführt 
wurden. Diese Vorhaben können bei Vor-
liegen der Voraussetzungen mit den ent-
sprechenden Modifikationen zum Abschluss 
gebracht werden. Auf die übrigen Vorha-
ben, d.h. alle Vorhaben, die von der 
Übergangsregelung nicht rechtzeitig Ge-
brauch gemacht haben, ist das KoopBLM 
10.05.2017 ohne Ausnahme und ohne Modi-
fikation anzuwenden. 

7.2 Stichtag und Übergangsregelung zur 
Umsetzungsanweisung 2017plus 
7.2.1 Grundsatz 

Die fortgeschriebene Umsetzungsanweisung 
2017plus ist für alle Vorhaben im Anwen-
dungsbereich des KoopBLM 10.05.2017 an-
zuwenden, deren Aufstellungs- bzw. Ein-
leitungsbeschluss ab dem Stichtag 
05.05.2022 (Datum des Ratsbeschlusses) 
bekannt gemacht wird. 

7.2.2 Übergangsweise Ausnahme 

Ausnahmsweise ist die Umsetzungsanwei-
sung 2017 weiterhin für Vorhaben auf 
Grundstücken anzuwenden, die nachweis-
lich in der Zeit zwischen dem 22.09.2016 
und dem 04.05.2022 erworben wurden, so-
fern der jeweilige Aufstellungs- oder 
Einleitungsbeschluss innerhalb von drei 
Jahren nach Stichtag öffentlich bekannt 
gemacht wird. Dies gilt entsprechend für 
den Fall, dass nicht alle Grundstücke, 
jedoch die flächenmäßige Mehrheit im 
vorgenannten Zeitraum erworben wurden. 
Hinweis: Fehlt ein auf den Erwerb eines 
Grundstücks bezogener Vertrag, tritt an 
dessen Stelle das jeweilige Datum, an 
dem das Recht an dem Grundstück erlangt 
wurde. 

7.2.3 Wechsel Umsetzungsanweisung bei 
erheblicher Planänderung 

Erfolgte die Bekanntmachung des Aufstel-
lungs- bzw. Einleitungsbeschlusses ur-
sprünglich vor dem Stichtag (sodass die 
Umsetzungsanweisung 2017 anzuwenden 
wäre) und ändert sich die Planung im 
Laufe des weiteren Verfahrens auf Be-
treiben des/der Planbegünstigten erheb-
lich, führt dies zu einem Wechsel in die 
Umsetzungs-anweisung 2017plus. Eine er-
hebliche Änderung ist dann anzunehmen, 
wenn damit die Aufgabe der bisherigen 
Planung einhergeht und die Änderung als 
gänzlich neue Planung zu bewerten ist. 
Als Maßstab ist insbesondere der Auf-
stellungs- und Einleitungsbeschluss so-
wie das jeweils zugrundeliegende städte-
bauliche Planungskonzept heranzuziehen. 

7.3 Wechsel KoopBLM bzw. Umsetzungs-
anweisung 

Der freiwillige Wechsel in das KoopBLM 
10.05.2017 oder in die Umsetzungsanwei-
sung 2017plus ist jederzeit möglich 
durch schriftliche Erklärung eines Plan-
begünstigten gegenüber der Stadt Köln. 
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C. Vergleich der Modelle 2014/ 2017/ 2017plus 
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